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Eine tour d'horizon zu ungeklärten Rechtsfragen

Was können Sie erwarten?

Einige Ausblicke auf ungeklärte Fragen im Krankenversicherungsrecht

«Durchnormierte Ordnung» - aber nicht fraglose Ordnung

Neuere Entwicklungen und aktuelle Problemstellungen

… und vielleicht einige Antworten
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Zu den Themen
Abrechnung der Tätigkeit von nichtärztlichen Personen, v.a. im ambulanten Bereich

Tätigkeit von nichtärztlichen Personen in Abwesenheit der Aerztin/des Arztes

Listen von ambulant zu erbringenden Leistungen – datenschutzrechtliche Fragen

Zweckmässigkeitsprüfung bei Medikamenten

Mehrleistungen, etwa bei zeitlichen Limitierungen – Blick auf Zusatzversicherung

Kostenentwicklungen – Globalbudget als Antwort?
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Abrechnung der Tätigkeit von nichtärztlichen Personen

Ausgangspunkt: In Teilbereichen können nichtärztliche Personen (clinical pratice nurse, MPA 
etc.) ärztliche Aufgaben übernehmen

Frage: Zulässig? Und wie abrechnen?

Es sind die folgenden Kriterien zur Klärung der Frage massgebend, ob eine Tätigkeit delegiert 
werden darf:
Ärztliches Fachwissen notwendig (Vermeidung von Gesundheitsschädigungen)
Risikoerhöhung: Eine Tätigkeit soll nicht delegiert werden, wenn dadurch eine nicht 
hinnehmbare Risikoerhöhung verbunden ist
Offene Kriterien, die im Einzelfall konkretisiert werden müssen. Blutentnahme: Hier wird in der 
Schweiz eine Delegation als zulässig betrachtet, während in Deutschland davon 
ausgegangen wird, dass die Delegation nicht zulässig ist.
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Abrechnung der Tätigkeit von nichtärztlichen Personen
Zugelassene Leistungserbringende (eigene ZSR-Nummer) rechnen im eigenen Namen ab

Neben diese Personenkategorie treten nicht-ärztliche Personen, welche nicht über eine 
eigene ZSR-Nummer verfügen. Zu dieser Kategorie gehören etwa Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten, welche unter bestimmten Voraussetzungen Leistungen erbringen, 
welche durch den Arzt bzw. die Ärztin gegenüber der Krankenversicherung abgerechnet 
werden. Ebenfalls ohne eigene ZSR-Nummer wird die MPA tätig, welche in der Arztpraxis 
bestimmte Behandlungsteile übernimmt

Kann der Arzt/die Aerztin eine durch nichtärztliche Personen erbrachte Leistung als eigene 
Leistung abrechnen?
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Abrechnung der Tätigkeit von nichtärztlichen Personen

Wenn ein Arzt im Rahmen seiner eigenen ärztlichen Leistung eine Hilfsperson –
beispielsweise eine MPA – beizieht, bleibt es dabei, dass eine ärztliche Leistung vorliegt

Es wird einzig die Art und Weise der Ausführung dieser ärztlichen Leistung dadurch 
gekennzeichnet, dass eine MPA (beziehungsweise eine sonstige Hilfsperson) die 
entsprechende Leistung ganz oder teilweise als Hilfsperson vornimmt

Wenn eine Hilfsperson tätig wird, bleibt es bei der Verantwortung des Arztes; es bleibt auch 
dabei, dass Arzt oder Ärztin Vertragspartei ist 
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Abrechnung der Tätigkeit von nichtärztlichen Personen

Bei dieser Ausgangslage kann die ärztliche Leistung im Rahmen der tarifarischen 
Bestimmungen als ärztliche Leistung abgerechnet werden
Es mag sein, dass Arzt oder Ärztin durch den Beizug einer Hilfsperson einen 
Organisationsgewinn erreichen; dies allein bedeutet allerdings nicht, dass nicht die 
betreffende Leistung nach wie vor als ärztliche Leistung abgerechnet werden kann. Solche 
Effizienzgewinne treten an ganz unterschiedlichen Orten auf und werden im Tarifsystem so 
aufgefangen, dass im gegebenen Zeitpunkt der Tarif den neueren Entwicklungen anzupassen 
ist
Wenn also eine bestimmte, bisher hauptsächlich oder ganz ärztlich erbrachte Leistung im 
Zuge der Entwicklung beispielsweise zunehmend von einer MPA übernommen wird (als 
Hilfsperson von Ärztin oder Arzt), kann dies mit sich bringen, dass bei einer späteren Revision 
des Tarifs die entsprechende Leistung zu einem tieferen Ansatz vergütet wird. 
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Tätigkeit von nichtärztlichen Personen ohne ärztliche Präsenz
Inwieweit bei der Vornahme einer ärztlichen Behandlung die betreffende Arztperson selber 
anwesend sein muss, beurteilt sich nach gesundheitspolizeilichen, 
krankenversicherungsrechtlichen und ethischen Grundsätzen

Prinzipiell ist erforderlich, dass die betreffende Arztperson anwesend ist und gegebenenfalls 
auch auf die Tätigkeit der Hilfsperson einwirken kann

Indessen wird nicht ausnahmslos eine unmittelbare Präsenz der Arztperson erforderlich sein. 
So wird beispielsweise bei der delegierten Psychotherapie nicht eine durchgehende, 
unmittelbare, physische Präsenz der delegierenden Arztperson verlangt, sondern als 
ausreichend betrachtet, wenn die betreffende Delegationstätigkeit in den Praxisräumen des 
Arztes beziehungsweise der Ärztin vorgenommen wird. 
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Tätigkeit von nichtärztlichen Personen ohne ärztliche Präsenz

Es lässt sich damit nicht einheitlich festlegen, ob eine unmittelbare ärztliche Präsenz verlangt 
ist oder nicht. Immerhin kann als Grundsatz festgehalten werden, dass prinzipiell eine solche 
Präsenz erforderlich ist, ausser die konkrete Tätigkeit lasse sich so überwachen, dass auch 
ohne unmittelbare Präsenz von Ärztin oder Arzt eine Gesundheitsgefährdung ausgeschlossen 
ist. 

Vorzubehalten sind dabei allfällige tarifarische Bestimmungen. So findet sich etwa bezogen 
auf die Tarifposition 00.1430 die tarifarische Festlegung, dass der Facharzt unmittelbar 
verfügbar sein muss
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Listen von ambulant zu erbringenden Leistungen – Datenschutzrecht 
Fragestellung: Der Kanton sieht vor, dass der Kanton überprüft, ob eine trotz Liste 
ausnahmsweise stationäre erbrachte Leistung zu Recht stationär erbracht wurde. In diesem 
Zusammenhang muss das Spital dem Kanton Daten über die Behandlung liefern

Wenn ein Spital, d.h. ein stationärer Leistungserbringer, den Kantonsbeitrag nach Art. 49a
KVG abrechnet, hat er prinzipiell – auch gegenüber dem Kanton – das Abrechnungsverfahren 
nach Art. 42 KVG zu beachten. Zulässig ist, dass zwischen Spital und Kanton die Modalitäten 
der Abrechnung in einer Vereinbarung festgelegt werden. Hier kann beispielsweise bestimmt 
werden, dass die Frage der Wirtschaftlichkeit durch den Krankenversicherer überprüft wird; in 
der Folge kann gegenüber dem Kanton ein vereinfachtes Abrechnungsverfahren befolgt 
werden
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Listen von ambulant zu erbringenden Leistungen – Datenschutzrecht 

Wenn ein Spital dem Kanton, welcher gegebenenfalls den Kantonsbeitrag nach Art. 49a KVG 
zu vergüten hat, Daten bekanntgibt, hat der Kanton eine Reihe von Massnahmen zu 
ergreifen, um die Daten zu schützen. 

So müssen etwas Bearbeitungsreglemente geschaffen werden, und Personendaten müssen 
durch angemessene technische und organisatorische Massnahmen gegen unbefugtes 
Bearbeiten geschützt werden.
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Listen von ambulant zu erbringenden Leistungen – Datenschutzrecht 
Wenn der Kanton – im Gegensatz zum Versicherer – die Vergütung verweigert, liegen 
widersprüchliche Entscheide vor. 
An sich steht im Vordergrund, hier eine einheitliche Entscheidung zu erreichen. Wenn dies 
nicht möglich ist oder wenn die entsprechenden Entscheidungen nicht angefochten werden, 
bleibt es bei einem «hinkenden» Rechtsverhältnis. 
Ob von der versicherten Person verlangt werden kann, den Kantonsbeitrag selber zu 
übernehmen, ist eher zu verneinen. Wenn das Spital ohne entsprechende Zusicherung des 
Kantons eine Behandlung vornimmt, wird es vom Spital zu vertreten sein, wenn der 
Kantonsbeitrag nicht gewährt wird. Immerhin ist zu bemerken, dass die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung, die hier ja vorgenommen wird, auch das Interesse der versicherten 
Person berücksichtigen muss. Wenn in Notfällen eine Behandlung ohne Kostengutsprache 
vorgenommen werden muss, ist diese Ausgangslage 
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Zweckmässigkeitsprüfung durch Krankenversicherer bei Medikamenten

Fragestellung: Kann der Krankenversicherer bei einem Arzneimittel, das auf der 
Spezialitätenliste steht, die Zweckmässigkeitsprüfung dennoch vornehmen?

Wie definiert sich die Zweckmässigkeit bei Arzneimitteln?

Grundsätzlich gilt bei Arzneimitteln derselbe Zweckmässigkeitsbegriff wie bei sonstigen 
Krankheitsbehandlungen. Es geht also darum, ob die in Frage stehend Massnahme in 
Anbetracht des konkreten Krankheitsbildes die nach objektiven Kriterien am besten geeignete 
Massnahme ist und den besten medizinischen Nutzen aufweist. Die zweckmässige Leistung 
führt schneller, besser oder einfacher zum verfolgten Behandlungsziel

13



Zweckmässigkeitsprüfung durch Krankenversicherer bei Medikamenten

Entfällt bei SL-Arzneimitteln die Zweckmässigkeitsprüfung durch die Krankenversicherer 

vollständig? Wenn nein: Welche Komponenten der Zweckmässigkeitsprüfung verbleiben beim 

Krankenversicherer?

Wenn ein Arzneimittel auf die Spezialitätenlisten aufgenommen wurde, steht fest, dass die 

Zulassungsbehörde die Voraussetzung der Zweckmässigkeit – ebenso wie die 

Voraussetzungen der Wirksamkeit und der Wirtschaftlichkeit – geprüft hat. Allerdings sind 

damit nicht alle Seiten der Zweckmässigkeitsprüfung abgedeckt; es geht bei der 

Zulassungsprüfung um die Makro-Ebene, von welcher die individuelle Ebene abzugrenzen ist
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Zweckmässigkeitsprüfung durch Krankenversicherer bei Medikamenten

Unterscheidet sich die Prüfung bei SL-Arzneimitteln mit oder ohne Limitation?

Es ist die Limitation auszulegen auf die Frage hin, welche Elemente damit erfasst wurden. 
Diese Elemente dürfen also solche durch die Zweckmässigkeitsprüfung im Einzelfall nicht in 
Frage gestellt werden. Hingegen kann sich das Resultat ergeben, dass die 
Zweckmässigkeitsprüfung auf der individuellen Ebene dazu führt, ausnahmsweise eine 
Vergütung eines Medikamentes trotz Erfüllung der Limitation nicht zu vorzunehmen. Im 
Prinzip ist das Vorgehen bei Arzneimitteln mit und solchen ohne Limitation dasselbe
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Zweckmässigkeitsprüfung durch Krankenversicherer bei Medikamenten
Wie wäre eine Weisung des BAG an einen Krankenversicherer zu beurteilen, die individuell-
konkrete Prüfung der WZW-Kriterien bei SL-Arzneimitteln zu unterlassen und sich nur auf die 
Prüfung der Limitatio zu beschränken?

Eine solche Weisung des BAG würde übergehen, dass aus der Aufnahme eines 
Medikamentes auf der Spezialitätenliste (mit oder ohne Limitation) noch nicht ein sofortiger, 
unbedingter Anspruch auf Kostenübernahme entsteht. Der Krankenversicherer ist – ebenso 
wie die Leistungserbringenden – berechtigt und verpflichtet, die Zweckmässigkeit im Einzelfall 
ergänzend mitzuberücksichtigen
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Mehrleistungen – etwa bei zeitlichen Limitierungen

Begrenzen die Limitationen im zweiten Tarifeingriff des Bundesrats die Leistungen der 
obligatorischen Krankenpflege, so dass Arzt/Spital und Patient darüber hinaus gehend 
Leistungen vereinbaren können, die ausserhalb des Krankenversicherungsgesetzes zu 
bezahlen sind?

Können hier Zusatzversicherungen Leistungen erbringen?

Wie wirkt sich der Tarifschutz aus?

Was ist überhaupt eine «echte Mehrleistung»?
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Mehrleistungen – etwa bei zeitlichen Limitierungen

Mit der per 1. Januar 2018 eingeführten zeitlichen Limitierung der Entschädigung von 

Leistungen zulasten der Krankenpflegeversicherung werden den Ärztinnen und Ärzten 

Räume eröffnet, um Mehrleistungen zu erbringen

Entsprechende Mehrleistungen müssen bestimmte Voraussetzungen erfüllen, um nicht dem 

Tarifschutz nach Art. 44 KVG unterstellt zu sein
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Mehrleistungen – etwa bei zeitlichen Limitierungen
Es sind insbesondere die folgenden Voraussetzungen zu nennen:
1. Die einzuordnende Leistung darf nicht eine Leistung aus dem nicht-produktiven Bereich 

darstellen, welche bereits über eine Leistung aus dem produktiven Bereich erfasst wird. 
Gewisse Leistungen im nicht-produktiven Bereich sind nämlich bereits über die 
Entschädigung aus dem produktiven Bereich (mit-)entschädigt

2. Die einzuordnende Leistung muss einen (verifizierbaren) Mehraufwand im 
Zusammenhang mit einer entschädigten Leistung darstellen. Ein solcher Mehraufwand 
liegt an sich vor, wenn ausserhalb einer festgelegten zeitlichen Limitierung eine ärztliche 
Leistung erbracht wird

3. Die einzuordnende Leistung muss als Mehrleistung überprüfbar sein
4. Die einzuordnende Leistung muss eine Leistung darstellen, bei welcher nachvollziehbar 

erklärt werden kann, weshalb sie nicht als Leistung zulasten der Krankenversicherung 
erbracht wurde
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Mehrleistungen – etwa bei zeitlichen Limitierungen
Wenn entsprechende Mehrleistungen zwischen einer Leistungserbringerin bzw. einem 
Leistungserbringer einerseits und einer Patientin bzw. einem Patienten anderseits vereinbart 
werden, kann die Entschädigung von Patientin oder Patient direkt erbracht werden oder über 
eine Zusatzversicherung abgedeckt sein

Hier eröffnet sich wohl ein neuer Tätigkeitsbereich für Zusatzversicherung
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Globalbudget in der Krankenversicherung?
Hat das Globalbudget in der bisherigen Praxis Bedeutung erhalten?

Wie lässt sich das Globalbudget in ein Versicherungssystem einordnen?

Kennt das schweizerische Sozialversicherungssystem ein Globalbudget?

Passt das Globalbudget in die schweizerische Krankenversicherung?

Und: Werden die bestehenden Steuerungsregelungen effektiv angewendet?
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Vom Primären zum Sekundären …
Nach Art. 43 Abs. 6 KVG muss die schweizerische Krankenversicherung gewährleisten, dass 
die qualitativ hoch stehende medizinische Versorgung zu möglichst günstigen Preisen erfolgt
Mit dieser Festlegung wird das verfassungsrechtlich vorgegebene Versicherungsprinzip 
umgesetzt. Danach muss die Krankenversicherung Leistungen gewähren, wenn das 
versicherte Risiko – Krankheit, Unfall, Mutterschaft – eingetreten ist
Welche Kosten durch die Behandlung der gesundheitlichen Situation entstehen, ist 
gewissermassen zweitrangig. Dies wird vom Gesetz entsprechend umschrieben, indem 
bestimmt wird, dass die Preise „möglichst“ günstig sein müssen
Fazit 1: Das Globalbudget kann den Leistungsanspruch nicht beschränken
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Globalbudget im Versicherungssystem
Im Versicherungssystem wäre eigentlich zutreffend, auf der Leistungsseite einzusetzen und 
zu bestimmen, welche Leistungen nicht mehr erbracht werden können; oder es könnte eine 
Leistungssteuerung über eine Bedarfs- bzw. Bedürfnisabklärung vorgenommen werden

Es gibt keinen Zweig der schweizerischen Sozialversicherung (z.B. AHV, IV, 
Unfallversicherung, berufliche Vorsorge), in dem ein Globalbudget bestehen würde

Fazit 2: Das Globalbudget ist in der Versicherung wesensfremd
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Entwicklungen der Globalbudget-Grenze
Wenn ein Globalbudget bei einer bestimmten Budgetentwicklung Massnahmen vorschreibt 
und dabei an der Nominallohnentwicklung ansetzt, ist ein falscher Bezug gewählt. Die 
Nominallohnentwicklung spiegelt beispielsweise in keiner Weise die Entwicklung der 
Medikamentenkosten. Es handelt sich bei dieser Bezugnahme um ein sachfremdes und 
insoweit willkürlich gewähltes Anknüpfungskriterium.

Fazit 3: Eine Anpassung eines Globalbudgets wäre an sich zwingend, müsste aber die 
richtigen Faktoren berücksichtigen

24



Wie vorgehen beim Erreichen der Globalbudget-Grenze?
Das Erreichen des Plafonds kann nicht dazu führen kann, den Leistungsanspruch zu 
begrenzen. Damit würde das verfassungsrechtlich festgelegte Versicherungsprinzip 
übergangen.

Fazit 4: Wie die Folge wäre, wenn das Globalbudget ausgeschöpft ist, müsste klar festgelegt 
werden – allerdings ist eine rechtlich haltbare Grenze nicht erkennbar
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Ergebnis

Die heutige gesetzgeberische Lösung der Kostensteuerung setzt zutreffend um, dass die 
schweizerische Krankenversicherung verfassungsrechtlich als Versicherungssystem 
festgelegt wird; im Versicherungssystem können die versicherten Leistungen beim 
Risikoeintritt beansprucht werden. 
Mit einem Globalbudget wird das Versicherungssystem ausgehebelt. Deshalb wäre die 
umfassende Einführung eines Globalbudgets verfassungsrechtlich kritisch zu würdigen. 
Es kommt hinzu, dass in einem rigiden Globalbudget schwierigste Durchführungsfragen 
entstehen. Wenn die Kosten des Krankenversicherungssystems gesteuert werden sollen, 
muss auf ein breites Instrumentarium abgestellt werden, wobei insbesondere die versicherten 
Leistungen zu beschränken wären.
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Beispiel Grafik und Text

Hier steht ein Textbeispiel für den 
Fliesstext auf der rechten Seite.
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